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1 Das Wichtigste in Kürze 

1.1 Was muss in den ersten 60 Tagen – also noch vor der parlamentari-
schen Sommerpause – umgesetzt werden? 

Um die neue Bundesregierung bei einem schnellen Start in die Arbeit zu unterstützen, unterbreitet der 
Bundesverband WindEnergie Impulse mit konkreten Umsetzungsvorschlägen für die im Koalitionsver-
trag formulierten Ziele, die noch innerhalb der ersten 60 Tage der Legislatur umsetzbar sind. Hierzu 
zählen: 

• RED III Richtlinie praxistauglich und effektiv in deutsches Recht umsetzen 
• Flexibilitäten-Paket 1: Hemmnisse für Flexibilitäten abbauen und Systemkosten senken 
• Direktbelieferung von Industriekunden vereinfachen und ausweiten 
• Anspruch auf NVP-Überbauung schaffen sowie Musterverträge erstellen und nutzen  
• Ertüchtigung der Verteilnetze vereinfachen und damit den Netzausbau beschleunigen 
• NIS2UmsuCG mit geringfügigen Anpassungen schnellstmöglich verabschieden 

1.2 Was muss bis zum Ende des Jahres 2025 umgesetzt oder zumindest an-
gestoßen werden? 

Weitere wichtige Themen des Koalitionsvertrages, die noch im Jahr 2025 umgesetzt oder zumindest 
durch den Start von Gesetzgebungsverfahren angestoßen werden sollten, sind folgende: 

• Flexibilitäten-Paket 2: Hemmnisse für Flexibilitäten abbauen und Systemkosten senken 
• Netze digitalisieren 
• Genehmigungsvorschriften für Schwerlasttransporte entbürokratisieren und harmonisieren 
• Pachtbegrenzungsmodell mit Augenmaß einführen 
• Bürgerenergie mit dem aktuellen Stand der Technik ermöglichen 
• Dezentrale und bürgernahe Energiewende durch Energy Sharing stärken 
• Bestandsschutz für Ersatzeinrichtungen (Repowering) realisieren 
• Entbürokratisierung und Inhalte des Paktes Planungs- und Genehmigungsbeschleunigung 

verwirklichen 
• Naturschutzrechtlichen Ausgleich überarbeiten 
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2 Einleitung 

Nur 70 Tage nach der Bundestagswahl 2025 wurde am 6. Mai 2025 der neue Bundeskanzler Friedrich 
Merz vereidigt. Damit kann sich die nun von Union und SPD getragene Bundesregierung knapp sechs 
Monate nach dem Ende der Vorgängerregierung wieder auf eine parlamentarische Mehrheit stützen 
und die Modernisierung von Wirtschaft und Verwaltung mutig voranbringen. 

Bei der Regierungsbildung war Eile geboten. Einerseits aufgrund globaler Ereignisse und dem drängen-
den Ruf nach einem selbstbewussten Auftreten der Bundesregierung gemeinsam mit den europäischen 
Partnern, andererseits mit Blick auf die herausfordernde Wirtschaftslage und überfällige Reformen, die 
zügig angegangen werden müssen. Eine entschlossene Wirtschafts- und Industriepolitik stärkt auch die 
internationale Rolle und Wahrnehmung der Bundesrepublik. CDU, CSU, und SPD betonen in ihrem Koa-
litionsvertrag Verantwortung für Deutschland, dass sie die Energiewende pragmatisch zum Erfolg führen 
und alle ihre Potenziale heben wollen. Dieses Bekenntnis begrüßt der Bundesverband WindEnergie e.V. 
(BWE) ausdrücklich.  

Die Windenergie ist die treibende Kraft der industriellen Erneuerung und damit der Schlüssel für eine 
zukunftsfähige und robuste – aber auch nachhaltige und klimaneutrale – Wirtschaft. Sie sichert die 
Wettbewerbsfähigkeit der Industrie mit regenerativem Strom und ist längst ein entscheidender Stand-
ortfaktor geworden. Windenergie schafft Versorgungssicherheit, stärkt die Unabhängigkeit von volati-
len Weltmärkten und stabilisiert somit die Energiepreise. 63,8 Prozent des Stroms in Deutschland 
stammten im ersten Halbjahr 2024 aus Erneuerbaren Quellen. Die Windenergie hatte mit 34 Prozent 
den größten Anteil und spielt damit eine Schlüsselrolle für die Versorgungssicherheit. 

Als Jobmotor und Investitionsfeld eröffnet die Windenergie enorme wirtschaftliche Potenziale: von der 
industriellen Produktion über Wartung und Forschung bis zur regionalen Wertschöpfung im ländlichen 
Raum. Durch innovative Beteiligungsmodelle wie Bürgerwindparks und Energy Sharing weckt die Wind-
energie Begeisterung für die Energiewende und mehrt unmittelbar den Wohlstand von Bürgerinnen, 
Bürgern und Unternehmen. Damit bildet die Windenergie das Rückgrat einer nachhaltigen Industriege-
sellschaft und einer breit getragenen wirtschaftlichen Erneuerung. 

Für die wirtschaftliche Erneuerung und Erholung braucht es große Mengen an klimaneutralem Strom 
aus Windenergie und weiteren regenerativen Energien, auch in Form von Derivaten wie grünem Was-
serstoff und in der Sektorenkopplung. Realistische Strombedarfe einer wachsenden Wirtschaft und In-
dustrie sowie die erwartbare Nachfrage aus digitalen Anwendungen und Rechenzentren müssen die 
Grundlagen des Handelns sein. Oberstes Ziel ist es, durch ein großes und zunehmendes Angebot an 
regenerativen Energien die notwendigen Entwicklungsprozesse der Wirtschaft zu beschleunigen und 
damit Wachstum zu ermöglichen. 

Die Aufgaben sind herausfordernd, um Deutschland wieder eine vitale Wirtschaft und eine stabile Rolle 
in Europa und der Welt zu geben. Der BWE will die Arbeit der neuen Bundesregierung tatkräftig unter-
stützen und legt mit diesen Impulsen für einen guten Start in die Legislatur eine Ausarbeitung der im 
Koalitionsvertrag festgehaltenen energiepolitischen Maßnahmen für die 21. Legislaturperiode vor. Die 
konkreten Umsetzungsvorschläge werden den Ausbau der Windenergie verstetigen und das Energie-
system weiterentwickeln. Die Windenergiebranche braucht stabile gesetzliche Rahmenbedingungen, 
die ihr Planungs- und Investitionssicherheit geben, aber auch Reformen, die bestehende Regelungen 
klug und besonnen marktdienlich weiterentwickeln. Dann kann sie auch weiterhin ihren Beitrag leisten 



 

 

 

5 von 25 

 

und pro Jahr 30 Milliarden Euro in den Zubau der Windenergie investieren. Die neue Bundesregierung 
könnte zentrale Vorhaben noch vor der Sommerpause auf den Weg bringen, damit der Ausbau der 
Windenergie vorangehen und die wirtschaftliche Erholung flankiert werden kann. Für die genannten 
Herausforderungen und die nun anstehenden Schritte unterbreitet der BWE im Folgenden konkrete 
Empfehlungen.  

Seitens der Politik sind jetzt neues und mutiges, aber auch unternehmerisches und innovatives Denken, 
Pragmatismus und ein intensiver Austausch mit der Windenergiebranche gefragt, um rechtzeitig die 
richtigen Weichen für den Energiesektor zu stellen. Stabile rechtliche Rahmenbedingungen und Inves-
titionsbedingungen führen zu niedrigen Kapitalkosten. Dies alles ermöglicht der Windenergiebranche, 
Investitionsentscheidungen zu treffen und Stromkosten zu senken, was für die die starke mittelstän-
disch geprägte Industrie in Deutschland von großer Bedeutung ist. Wir stehen für einen konstruktiven 
Dialog bereit. 

3 Impulse für ein 60-Tage-Programm  

Zu den meisten der folgenden Impulse hat der BWE bereits in verschiedenen Positionspapieren und 
Stellungnahmen konkrete Gesetzesvorschläge unterbreitet. Daher wird an der entsprechenden Stelle 
auf die Position verwiesen und verlinkt. 

3.1 RED III-Richtlinie praxistauglich und effektiv in deutsches Recht  
umsetzen  

Aussage im KoaV 

 

„Entscheidend für den Erfolg der Energiewende sind Entbürokratisierung so-
wie schnellere und bessere Planungs- und Genehmigungsverfahren. Dazu 
führen wir den Bund-Länder-Prozess zur Umsetzung des Pakts für Planungs-
, Umsetzungs- und Genehmigungsbeschleunigung entschlossen fort, entwi-
ckeln ihn weiter und setzen die Erneuerbare-Energien-Richtlinie III zügig 
um.“ (Rn. 970–974) 

Aussage im Beschleuni-
gungspaktes zwischen 
Bund und Ländern 

„Bund und Länder verfolgen gemeinsam das Ziel, den formellen und mate-
riellen Prüfungsumfang auf das erforderliche Maß zu reduzieren. Diesem 
Zweck dient auch das Grundprinzip der 1:1-Umsetzung EU-rechtlicher Vor-
gaben und der gezielten Ausschöpfung EU-rechtlicher Spielräume zur 
Verfahrensbeschleunigung. In die laufende Überprüfung des geltenden 
Rechts auf Potentiale zur Verfahrensbeschleunigung durch Bund und Länder 
ist daher auch die entsprechende Umsetzung des EU-Rechts – auch im Hin-
blick auf bereits vollzogene Umsetzungen – einzubeziehen.“ (Rn. 51–58) 

Bewertung Der BWE begrüßt ausdrücklich das Vorhaben der neuen Koalition, die 
RED III zügig umzusetzen, da diese für das Gelingen der Energiewende und 
den hierfür notwendigen Ausbau der Erneuerbaren Energien entscheidend 
ist. Die Umsetzungsfristen der Richtlinie sind teilweise bereits verstrichen 
und ein Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland und weitere 
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Staaten wurde eingeleitet.1 Die Umsetzung der besonders wichtigen Ge-
nehmigungsregelungen muss innerhalb der sog. Beschleunigungsgebiete 
bis zum 21. Mai 2025 erfolgen. Die Umsetzung ist nicht nur wegen der Fris-
ten, sondern insbesondere aufgrund ihrer Bedeutung für beschleunigte Ge-
nehmigungsverfahren dringend und mit höchster Priorität umzusetzen. Die 
EU-Notfallverordnung 2022/2577,2 die bereits Genehmigungserleichterun-
gen vorsieht und damit bereits zu deutlich beschleunigten Genehmigungs-
verfahren geführt hat, läuft am 30. Juni 2025 ersatzlos aus.  

Die RED III ebnet mit neuen Grundsätzen für die Bestimmung von Beschleu-
nigungsgebieten und Genehmigungserleichterungen den dauerhaften Weg 
für einen beschleunigten Zubau der Erneuerbaren Energien. Dieser ist nicht 
nur aus Klimaschutzgründen geboten, sondern garantiert auch Energieun-
abhängigkeit und Energiesicherheit, wie sie vor dem Hintergrund des An-
griffs auf die Ukraine und weiterer weltweiter außen- und handelspoliti-
scher und damit auch energiepolitischer Unsicherheiten in Europa dringend 
notwendig sind. 

Planungsebene  

Umsetzungsvorschlag  

 

Im BauGB sowie im ROG sind die Beschleunigungsgebiete im Sinne der Art. 
15c, 16a der RED III umzusetzen, um die Grundlage der Beschleunigungen 
und Entlastungen auf Ebene des Genehmigungsverfahrens zu legen.  

Die Richtlinie sieht für die Ausweisung von Beschleunigungsgebieten ein 
zweistufiges Verfahren vor. Zunächst bestimmen die Mitgliedstaaten bis 
zum 21. Mai 2025 die sogenannten Erneuerbare-Energien-Gebiete (EE-
Gebiete). In der zweiten Phase müssen die Mitgliedstaaten bis zum 21. Feb-
ruar 2026 sicherstellen, dass die zuständigen Behörden Pläne verabschie-
den, durch die in den ermittelten EE-Gebieten für eine oder mehrere Arten 
Erneuerbarer Energiequellen sogenannte Beschleunigungsgebiete ausge-
wiesen werden (Art. 15c Absatz 1 RED III).  

Der konkrete Umfang steht im Ermessen der Mitgliedstaaten, wobei aber 
das Ziel sein muss, eine erhebliche Gesamtgröße sicherzustellen und zur 
Verwirklichung der EU-EE-Ziele beizutragen, vgl. Art. 15c Absatz 3 der RED 
III. Auch aus diesem Grund ist eine schnelle gesetzgeberische Entscheidung 
geboten. 

Zu den konkreten Änderungsvorschlägen wird auf das entsprechende BWE-
Positionspapier zur nationalen Umsetzung der RED III verwiesen.3 

Betroffene Regelungen § 249a BauGB, § 28 ROG  

 

1 Formales Vertragsverletzungsverfahren vom 26. September 2024 – LINK. 
2 Abrufbar hier – LINK. 
3 BWE (2025): Vorschläge für eine praxistaugliche und effektive Umsetzung der RED III in nationales Recht – LINK. 
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Genehmigungsebene  

Umsetzungsvorschlag  

 

Der BWE hält es für wichtig, insbesondere die Genehmigungserleichterun-
gen in den Beschleunigungsgebieten nach RED III zügig noch vor der parla-
mentarischen Sommerpause umzusetzen. So können die Erleichterungen 
zumindest schon in den nach § 6a WindBG bereits anerkannten Beschleu-
nigungsgebieten4 greifen und das Auslaufen der Erleichterungen nach der 
EU-Notfallverordnung würde abgefedert werden. 

Als Grundlage für die Umsetzung bewertet der BWE den Regierungsent-
wurf zur RED-Umsetzung vom September 20245 auch im Bereich des Ge-
nehmigungsrechts als eine grundsätzlich tragfähige Basis, die jedoch deut-
licher Überarbeitung bedarf, um die erforderliche Verfahrensvereinfa-
chung und -beschleunigung zu erreichen und in diesem Sinne auch den 
durch die Richtlinie eröffneten Umsetzungsspielraum in vollem Umfang 
auszuschöpfen.  

Die nach Ansicht des BWE erforderlichen Änderungen sind insbesondere 
folgende: 

• die Umsetzung des weit gefassten Anwendungsbereichs der  
RED III6 

o Konzentrationswirkung nach § 13 BImSchG auf Antrag gilt 
auch für Nebenanlagen 

o „Energiespeicher am selben Standort“ weiter fassen 

o Zeitliche und räumliche Komponente der Anwendung 
erweitern (zum Zeitpunkt der Genehmigungserteilung 
ausgewiesenes Gebiet und maßgeblich ist Mastfuß der 
Anlage innerhalb des Gebietes) 

• „Vereinbarkeitsvermutung“ zur Umweltverträglichkeit klarer 
herausstellen7 

• konsequenter Wegfall der UVP, FFH- Artenschutzprüfung, sowie 
des habitatschutzrechtlichen Verschlechterungsverbots8 

o Umgehung dieses Wegfalls der Prüfungen über die 
Eingriffsregelung vermeiden9 

 

4 Alle Windenergiegebiete (vgl. § 2 Nummer 1 WindBG), die bis zum 19.5.2024 ausgewiesen wurden. 
5 Gesetzentwurf zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2023/2413 in den Bereichen Windenergie an Land und Solar-
energie sowie für Energiespeicheranlagen am selben Standort enthalten und sollte schnellstmöglich wieder ein-
gebracht werden – LINK. 
6 BWE (2025) Vorschläge für eine praxistaugliche und effektive Umsetzung der RED III in nationales Recht, S. 13 f. 
und 17 f. – LINK. 
7 Ebd. S. 18 f. 
8 Ebd. S. 19 ff. 
9 Ebd. S. 20 f. 
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• Konkretisierung des sog. Screenings (Überprüfung)10 

• „Genehmigungsfiktion unter Umweltgesichtspunkten“ umsetzen11  

• den Zahlungsmechanismus auf das erforderliche Maß beschränken 
(insb.: keine Artenschutzabgabe ohne Daten, jährliche Zahlung, 
wirtschaftlich zumutbare Zahlungshöhen)12 

Zu den konkreten Änderungsvorschlägen wird auf das entsprechende BWE-
Positionspapier zur nationalen Umsetzung der RED III verwiesen. 

  § 10a BImSchG-Regierungsentwurf, §§ 2 und 6b WindBG-Regierungsent-
wurf 

3.2 Flexibilitäten-Paket 1: Hemmnisse für Flexibilitäten abbauen und Sys-
temkosten senken 

Aussagen im KoaV „Hemmnisse bei der Flexibilisierung des Stromsystems müssen abgebaut 
werden, um die flexible Nutzung von Erneuerbaren Energien sektorübergrei-
fend zu verbessern.“ (Rn. 1000–1001) 

Konkret werden folgende Maßnahmen aufgezählt: 

• Stromspeicher als überragendes öffentliches Interesse 
anerkennen (Rn. 1005–1007) 

• Stromspeicher im Zusammenhang mit EE-Erzeugungsanlagen 
baurechtlich privilegieren (Rn. 1005–1007) 

• Bidirektionales Laden unterstützen (Rn. 1003) 

• Wasserstofferzeugung sowohl über große systemdienliche 
Elektrolyseanlagen als auch verstärkt dezentral und 
flächendeckend ermöglichen (Rn. 1098 – 1100) 

• regionale Nutzung ansonsten abgeregelten Stroms deutlich 
erleichtern (Rn. 1009) 

Bewertung  Der BWE begrüßt das Bekenntnis zur Flexibilisierung des Stromsystems und 
zur Stärkung der produktionsseitigen Flexibilitäten. Flexibilitäten im Strom-
markt sind essenziell für eine sichere, kostengünstige und klimagerechte 
Energieversorgung, insbesondere im Hinblick auf die Energiewende. 

Umsetzungsvorschläge 

Großbatteriespeicher 

 

Für den Ausbau von Großbatteriespeichern benötigt es insbesondere:  

• Rechtssichere baurechtliche Privilegierung im Außenbereich 
• Anreizung von systemdienlichen BESS durch (negative) BKZ und an 

 

10 Ebd. S. 21 ff. 
11 Ebd. S. 27 f. 
12 Ebd. S. 30 ff. 
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Systemdienlichkeit gekoppelte Netzentgeltbefreiung 
• Gesetzliche Definition des Begriffs der Systemdienlichkeit anhand 

von den Kriterien Standort, Betriebsweise, Leistung, Bereitstellung 
von Systemdienstleistungen 

• Novellierung der Innovationsausschreibungsverordnung 
• Einführung eines Rechts auf Netzüberbauung 
• Anreizung der Momentanreserve durch ein Bonus- und 

Prämiensystem 

Der BWE erachtet die Privilegierung von Energiespeichern als erforderlich, 
jedoch ohne die unnötige Einschränkung des Zusatzes „im Zusammenhang 
mit privilegierten EE-Anlagen“. Daher ist eine rechtssichere baurechtliche 
Privilegierung von Batteriespeichersysteme entscheidend. Hierzu muss 
eine Anpassung im BauGB vorgenommen werden, wonach § 35 Absatz 1 
um eine Nummer 10 für Großbatteriespeicher ergänzt werden muss.  

Wind-Wärme-Speicher 

 

Wind-Wärme-Speicher sollen genau dann günstigen Strom beziehen kön-
nen, wenn die Einspeisung der Windparks hoch ist. Vor diesem Hintergrund 
begrüßt der BWE, dass die neue Regierungskoalition die Stromsteuer auf 
den EU-Mindestsatz von 0,05 Cent/kWh senken will. Generell sollten alle 
Umlagen auf den Strompreis nicht in absoluten Beträgen erhoben werden, 
sondern als Prozentsatz der Netznutzungsentgelte, ähnlich wie bei der 
Mehrwertsteuer. Dies würde den Nutzern von Power-to-Heat-Systemen 
helfen, die künftig flexibleren Netznutzungsentgelte ab 2025 besser zu nut-
zen.  

Wasserstoff 

 

Der Wasserstoffhochlauf ist dringend erforderlich und muss sowohl über 
große systemdienliche Elektrolyseanlagen als auch verstärkt dezentral und 
flächendeckend erfolgen. Dazu empfehlen wir insbesondere folgende Maß-
nahmen: 

• Ausschreibungen für 500 MW Wasserstoffsprinterkraftwerke 
• Schnelle Lockerung der Zusätzlichkeitskritieren für grünen 

Wasserstoff, mindestens aber Anpassung der Übergangsfristen 
(Kavernen)-Speicher als zentralen Flexibilitätsanker für den 
Wasserstoffhochlauf auf den Weg bringen 

• Anreizung von systemdienlichen Elektrolyseuren durch (negativen) 
Baukostenzuschuss und an Systemdienlichkeit gekoppelte 
Netzentgeltbefreiung 

• Gesetzliche Ergänzung des § 35 Absatz 1 BauGB, um 
Wasserstoffprojekte als privilegierte Vorhaben im Außenbereich 
anzuerkennen. 

 
Die konkreten Vorschläge finden sich in unserem Positionspapier „BWE-
Agenda für mehr Flexibilitäten im Stromsystem“. 
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Nutzen statt Abregeln Eine schnelle, praxistaugliche Umsetzung des Instruments „Nutzen statt 
Abregeln“ wie weiterer Flexibilitätslösungen ist insbesondere vor dem Hin-
tergrund einer möglichen Aufteilung Deutschlands in Strompreiszonen 
durch die EU relevant. Derzeit läuft die in 2024 reformierte Regelung zu 
„Nutzen statt Abregeln“ (§ 13k EnWG) ins Leere. Sie erzielt nicht die er-
hoffte Wirkung, in Netzengpassregionen den lokalen Verbrauch von Über-
schussstrom zu fördern. Grund hierfür sind restriktive Teilnahmekriterien, 
die einen bedeutenden Anteil von Entlastungsanlagen von der Teilnahme 
abhalten. Auch ist eine Teilnahme derzeit für Entlastungsanlagen nicht wirt-
schaftlich attraktiv. Dabei könnte gerade eine zielgerichtete Ausgestaltung 
dazu beitragen, die Wettbewerbsfähigkeit von Elektrolyseuren im Markt zu 
verbessern.  

Deshalb schlagen wir vor, § 13k EnWG zeitnah zu reformieren: Batteriespei-
chern sollte als zentrale Flexibilitätsquelle eine uneingeschränkte Teil-
nahme ermöglicht werden. Des Weiteren empfiehlt sich – wie auch im Ge-
setzestext vorgesehen – eine zeitnahe Umstellung auf ein Auktionsverfah-
ren und nicht erst nach einer zweijährigen Probezeit. Hierzu empfiehlt sich 
ein Pay-as-bid-Verfahren. Mindestens sollte aber der § 13k-Preis auf ein 
Mindestmaß abgesenkt werden. 

Betroffene Regelungen §§ 35, 249a BauGB, StromStG und § 13k EnWG  

3.3 Direktbelieferung von Industriekunden vereinfachen und ausweiten 

Aussage im KoaV „Die Möglichkeit der physikalischen Direktversorgung der Industrie weiten 
wir räumlich aus.“ (Rn. 996–997) 

Bewertung Der BWE begrüßt, dass die neue Bundesregierung die Möglichkeit der phy-
sikalischen Direktbelieferung der Industrie räumlich ausweiten will und die 
Chancen der Direktversorgung der Industrie durch Erneuerbare Energien 
erkannt hat und ihr entsprechende Bedeutung zumisst. 

Umsetzungsvorschlag  Der BWE sieht Chancen, die Bedingungen für mittelständische Unterneh-
men zur direkten Versorgung aus Erneuerbaren Energien durch wenige Än-
derungen im bestehenden Rechtsrahmen zu verbessern. Er empfiehlt unter 
anderem, das Kriterium der „unmittelbaren räumlichen Nähe“ im EEG so-
wie die maximale Leitungslänge von fünf Kilometern im EnWG zu streichen. 
Darüber hinaus sind klare Definitionen und die Beseitigung bürokratischer 
Hürden notwendig. 

Zu den Vorschlägen für konkrete Gesetzesänderungen siehe unser BWE-
Positionspapier zur Stromdirektbelieferung für Unternehmen (ab S. 7). 

Betroffene Regelungen §§ 3 Nr. 16, 21 b Absatz 4 Nr. 2 lit. A, 11 Absatz 2 EEG und §§ 3 Nr. 12, Nr. 
24 a, 41 EnWG  
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3.4 Anspruch auf NVP-Überbauung schaffen und Musterverträge erstellen 
und nutzen  

Aussage im KoaV „Wir heben Effizienzpotenziale im Netz unter anderem durch freiere Gestal-
tung sowie Überbauung am Netzverknüpfungspunkt und durch Digitalisie-
rung der Netze.“ (Rn. 987–989) 

NVP-Überbauung  

Bewertung 

  

Der BWE begrüßt, dass die Bundesregierung an der effizienten Nutzung der 
Netzinfrastruktur durch die Überbauung von Netzverknüpfungspunkten 
(NVP) festhält.  

Durch die komplementären Energieerzeugungsprofile von Wind- und PV-
Anlagen ergibt sich die technisch sichere Möglichkeit, zu überbauen, indem 
die installierte Anlagenleistung die Einspeiseleistung des NVP übersteigt. 
Die Umsetzung dieser Überbauungsprojekte kann die Energiewende be-
schleunigen und Netzausbaukosten sparen. Allerdings führt die derzeitige 
„Kann“-Formulierung in § 8a Absatz 1 EEG dazu, dass viele Netzbetreiber 
Überbauungsprojekte weiterhin unbegründet ablehnen können. Hierdurch 
werden wertvolle Effizienzpotenziale und volkswirtschaftliche Vorteile ver-
schenkt. 

Der schleppende Netzausbau bremst die Energiewende zunehmend aus. 
Deshalb gilt es, den Netzausbau voranzutreiben und die bestehende Infra-
struktur durch die Überbauung von NVP kosteneffizienter auszunutzen.  

Umsetzungsvorschlag 

 

Die Einführung des neuen § 8a EEG zu „flexiblen Netzanschlussvereinba-
rungen“ ist ein wichtiger Schritt zur Umsetzung des Instruments und sollte 
durch ein grundsätzliches Recht auf Überbauung weiterentwickelt wer-
den. 

Die Novelle des EEG kann ihr volles Potenzial zur Entlastung des Netzaus-
baus und zur Dämpfung der Netzentgelte nur dann entfalten, wenn aus der 
Option, flexible Netzanschlussverträge zu schließen, ein grundsätzliches 
Recht der Anlagenbetreiber wird, NVP zu überbauen. Dies ist technisch 
sicher und sollte daher nur in begründeten Ausnahmefällen abgelehnt wer-
den können. So stellt der Gesetzgeber sicher, dass Überbauungsprojekte 
nicht am fehlenden Willen einiger Netzbetreiber scheitern und die beste-
hende Netzinfrastruktur kosteneffizient genutzt werden kann. Die Kombi-
nation mit Energiespeicheranlagen und die Sektorenkopplung bieten wei-
ter Potenziale zur kosteneffizienten Bewältigung der Energiewende. 

Der BWE beteiligt sich in der Arbeitsgruppe der Fachagentur Wind und So-
lar an der Erarbeitung von Musterverträgen für die Überbauung von Netz-
verknüpfungspunkten, um die flächendeckende, möglichst unbürokrati-
sche Umsetzung dieses wertvollen Instruments zu unterstützen. 

Betroffene Regelungen EnWG und EEG 
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3.5 Ertüchtigung der Verteilnetze vereinfachen und Netzausbau 
beschleunigen  

Aussage im KoaV „Der identische, der erweiterte und der vollseitige Ersatzneubau bei Infra-
strukturvorhaben soll von der Pflicht eines Planfeststellungsverfahrens aus-
genommen werden. Die Plangenehmigung soll zum Regelverfahren wer-
den.“ (Rn. 692–695) 

Im Ergebnis der Arbeitsgruppe 15 der KoaV-Verhandlungen war noch fol-
gender Satz enthalten, der aus dem KoaV gefallen ist:  

„Durch die Umstellung auf ein Bauanzeigeverfahren wollen wir die Ertüchti-
gung im Verteilnetz deutlich beschleunigen.“ (Rn. 96) 

Bewertung Wir begrüßen, dass die Bundesregierung die Modernisierung der Netze vo-
ranbringen will und die Erleichterung bei der Ertüchtigung der Verteilnetze 
hierbei ausdrücklich vorsieht. Allerdings halten wir weiterhin den Weg über 
die Umstellung vom Planfeststellungs- auf ein Bauanzeigeverfahren für 
den richtigen Weg.  

Umsetzungsvorschlag  Durch eine Anhebung der Schwellenwerte für die UVP von 110-kV-Leitun-
gen soll der unionsrechtlich zulässige Rahmen zugunsten von Beschleuni-
gung und Vereinfachung ausgeschöpft und eine Überregulierung auf natio-
naler Ebene verhindert werden. 

Durch eine Ausweitung der Anzeigeerfordernisse und damit verbundene 
Fristenregelungen wird unnötiger Verwaltungsaufwand für lediglich gering-
fügige Änderungen und Ertüchtigungen, die erfahrungsgemäß nur geringe 
Umweltauswirkungen haben, deutlich reduziert. 

Die konkret ausgestalteten Gesetzesvorschläge finden sich im gemeinsa-
men BWE und VKU Positionspapier Ertüchtigung von Verteilnetzen. 

Betroffene Normen §§ 3, 43, 43f EnWG und Anlage 1 des UVPG 

3.6 NIS2UmsuCG mit geringfügigen Anpassungen schnellstmögliche verab-
schieden 

Aussage im KoaV  „Kritische Energieinfrastruktur, insbesondere Netze und Erneuerbare-Ener-
gien-Anlagen, muss auch in Umsetzung der NIS-2-Richtlinie resilient und 
bestmöglich geschützt werden.“ (Rn. 985–987) 

Bewertung Wir bewerten die Aussage des Koalitionsvertrags positiv, dass kritische 
Energieinfrastruktur, insbesondere Netze und Erneuerbare-Energien-Anla-
gen, resilient und bestmöglich geschützt werden müssen. Hierbei bedarf es 
klarer Vorgaben in den gesetzlichen Regelungen. Überschneidungen bei 
Behördenzuständigkeiten und bei der Regulierung, bspw. bei Unternehmen 
in Konzernstrukturen, sind zu vermeiden. 
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Umsetzungsvorschlag  Um eine gesetzliche Basis für entschiedenes Handeln zu schaffen, ist die 
schnellstmögliche Verabschiedung des NIS-2-Umsetzungsgesetzes 
(NIS2UmsuCG) erforderlich.  

Aus Sicht des BWE muss außerdem im NIS2UmsuCG die Regelungen des 
§ 41 Gesetz über das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik 
(BSIG; neu nach NIS2UmsuCG) dahingehend ergänzt werden, dass: 

• den zuständigen Bundesministerien erlaubt wird, die Verwendung 
von kritischen Komponenten eines Herstellers im Energiebereich 
untersagen zu können. Bei der Prüfung ist es im Sinne der Wahrung 
der öffentlichen Sicherheit insbesondere wichtig, darauf 
abzustellen, dass die Verlässlichkeit des Herstellers in Frage steht, 
wenn er von Regierungen, staatlichen Stellen oder Streitkräften 
eines Drittstaats (außerhalb der EU und ihrer Verbündeten) 
kontrolliert wird oder zur Zusammenarbeit verpflichtet ist bzw. 
verpflichtet werden kann. 

Außerdem ist über das NIS2UmsuCG neu einzuführende § 5c Absatz 3 S. 3 
EnWG um eine Nr. 13 zu ergänzen, durch die:  

• auch digitale Energiedienstleistungen erfasst und die Betreiber 
verpflichtet werden, einen angemessenen Schutz sicherzustellen. 

Darüber hinaus sind Fragen des Fernzugriffs und der Datensicherheit von 
Energieanlagen auch vor dem Hintergrund der Verabschiedung des Net 
Zero Industry Act (NZIA) auf EU-Ebene von großer Relevanz. Im Mai 2025 
wird die Europäische Kommission die Details der Ausgestaltung der im NZIA 
vorgesehenen Kriterien im Rahmen eines Durchführungsrechtsakts veröf-
fentlichen. Unter anderem ist im NZIA Cyber- und Datensicherheit als ein 
sogenanntes Präqualifikationskriterium festgelegt, welches künftig in Aus-
schreibungen für Erneuerbare Energieanlagen angewandt werden muss. 
Der deutsche Gesetzgeber sollte hier im Rahmen der nationalen Umset-
zung des NZIA und entsprechender Anwendung der Präqualifikationskrite-
rien auf 100 % der EE-Ausschreibungsvolumina für Windenergie sowie des 
NIS-2-Umsetzungsgesetzes tätig werden. Dabei ist sicherzustellen, dass ein 
Fernzugriff auf elementare Bestandteile der deutschen Energieversorgung 
durch nicht vertrauenswürdige Akteure ausgeschlossen wird. 

Betroffene Gesetze NIS2UmsuCG (insbesondere BSIG und EnWG), EEG (zu Ausschreibungen 
über den NZIA) 
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4 Impulse bis Ende 2025 

4.1 Flexibilitäten-Paket 2: Hemmnisse für Flexibilitäten abbauen und Sys-
temkosten senken 

Aussage im KoaV „Den Rollout von Smart Metern im Verteilnetz werden wir beschleunigen 
und vereinfachen und dynamische Stromtarife stärken.“ (Rn. 989–990) 

„Hemmnisse bei der Flexibilisierung des Stromsystems müssen abgebaut 
werden, um die flexible Nutzung von Erneuerbaren Energien sektorüber-
greifend zu verbessern.“ (Rn. 1000–1001) 

Bewertung  Der BWE begrüßt das Bekenntnis zur Flexibilisierung des Stromsystems und 
zur Stärkung der produktionsseitigen Flexibilitäten. Flexibilitäten im Strom-
markt sind essenziell für eine sichere, kostengünstige und klimagerechte 
Energieversorgung, insbesondere im Hinblick auf die Energiewende. 

Umsetzungsvorschläge 

Flexible Netzentgelte 
und dynamische Strom-
tarife 

 

 

Systemdienliches Verhalten muss sich lohnen. Deswegen fordert der BWE, 
die begonnene Reform der Netzentgelte konsequent fortzusetzen. Dass 
Netzbetreiber und Stromanbieter seit Kurzem verpflichtet sind, flexible 
Netzentgelte bzw. dynamische Stromtarife anzubieten, ist ein erster wich-
tiger Schritt, die Synchronisation von Produktion und Verbrauch anzurei-
zen. Technische Voraussetzung hierfür sind Smart Meter. Die Zusage der 
Bundesregierung, den Rollout zu beschleunigen, unterstützen wir sehr. 

Regionale Flexibilitäts-
märkte 

 

Der BWE plädiert dafür, regionale Flexibilitätsmärkte für möglichst viele 
Regionen zu testen und langfristig zu etablieren. 

Regionale Flexibilitätsmärkte sind Online-Marketplaces, auf denen Privat-
personen und Unternehmen innerhalb eines räumlich abgegrenzten Ge-
biets Netzflexibilitäten anbieten (wie Batteriekapazitäten, die Ladeleistung 
eines E-Autos oder die Leistungsänderung eines Industrieunternehmens). 
Ziel ist es, Nachfrage und Angebot kurzfristig zusammenzubringen und so 
den Verbrauch in der Region anzuregen. 

Die Märkte sorgen für die dringend benötigten regionalen Preissignale, 
ohne jedoch die einheitliche Strompreiszone zu untergraben. Die negativen 
Effekte einer Strompreiszonentrennung (höhere Preise im Süden, Bremsen 
des EE-Ausbaus im Norden) bleiben somit aus. 

Bislang spielen regionale Flexibilitätsmärkte vor allem in Norddeutschland 
eine Rolle. Der BWE plädiert dafür, zukünftig in jeder Region einen sol-
chen Marketplace zu etablieren. 

 

Die konkreten Vorschläge finden sich in unserem Positionspapier „BWE-
Agenda für mehr Flexibilitäten im Stromsystem“. 
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Betroffene Gesetze EnWG, StromNEV 

4.2 Netze digitalisieren  

Aussage im KoaV „Wir heben Effizienzpotenziale im Netz unter anderem durch freiere Gestal-
tung sowie Überbauung am Netzverknüpfungspunkt und durch Digitalisie-
rung der Netze.“ (Rn. 987–989) 

Bewertung  Der BWE begrüßt das Vorhaben der Koalition, die Netze zu digitalisieren. 
Die Digitalisierung und Standardisierung des Netzes umfasst auch den Netz-
anschlussprozess für Erneuerbare-Energie-Anlagen. Der Netzanschluss von 
Windenergieanlagen wird nicht nur durch den schleppenden Netzausbau, 
sondern auch durch einen Flickenteppich von aufwändigen Netzanschluss-
verfahren verzögert. Deutschlandweit projektierende Unternehmen müs-
sen die technischen Anschlussbedingungen und Prozessabläufe von etwa 
900 Verteilnetzbetreibern beachten. 

Umsetzungsvorschlag  Netzanschlussverfahren müssen durch mehr Standardisierung, Automati-
sierung und Digitalisierung entbürokratisiert und beschleunigt werden. 

Der im November 2024 beschlossene Kabinettsbeschluss zu einer EnWG-
Novelle sah die Einführung entsprechender Verbesserungen vor: die Digi-
talisierung des Netzanschlussprozesses, eine unverbindliche Netzan-
schlussauskunft sowie einen Reservierungsmechanismus für Netzan-
schlusskapazität. Diese Instrumente sollen nicht nur Netzanschlussprozesse 
beschleunigen, sondern durch Standardisierung und Digitalisierung Netzbe-
treiber entlasten. Der BWE fordert die künftige Bundesregierung auf, die 
beschlussfähigen Gesetzesentwürfe in den Bundestag einzubringen und so 
die Digitalisierung der Netze voranzutreiben. 

Betroffene Gesetze EnWG und EEG 

4.3 Genehmigungsvorschriften für Schwerlast- und Großraumtransporte 
entbürokratisieren und harmonisieren 

Aussage im KoaV „Die Genehmigung von Schwerlast- und Großraumtransporten beschleuni-
gen wir.“ (Rn. 846) 

Bewertung Der BWE unterstützt das Vorhaben, die Genehmigung von Schwerlast- und 
Großraumtransporten (GST) zu beschleunigen, vollumfänglich. Diese Maß-
nahme wäre eine wichtige Unterstützung für die Beschleunigung des Aus-
baus der Windenergie. Die Aussage des Koalitionsvertrages deckt sich au-
ßerdem mit den Zielen des Planungs- und Beschleunigungspaktes zwischen 
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Bund und Ländern.13 Dort werden in einer größeren Detailtiefe schlanke 
und effiziente Genehmigungsprozesse gefordert. 

Grundsätzlich rührt der Bedarf bei der Windenergiebranche nach Beschleu-
nigung der Genehmigung von Schwer- und Großraumtransporten daher, 
dass die Anlagen aus großen, unteilbaren Komponenten wie Rotorblättern 
bestehen, die nur mit Hilfe von Sondertransporten zu den jeweiligen Bau-
stellen transportiert werden können. In den Jahren 2025 und 2026 werden 
jeweils circa 30.000 Großraum- und Schwerlasttransporte erforderlich sein. 

Derzeit wird der Genehmigungsprozess der Transporte durch eine kompli-
zierte und uneinheitliche Antrags- und Genehmigungspraxis erschwert. Un-
terschiedliche Regelungen in den Bundesländern führen zu vermeidbaren 
Verzögerungen und höheren Kosten. 

Umsetzungsvorschlag  Eine umfassende Entbürokratisierung und die Harmonisierung der Vor-
schriften sind daher unerlässlich, um den Ausbau der Windenergie effizien-
ter zu gestalten. Ein wichtiger Schritt war die Novellierung der Verwaltungs-
vorschrift zur Straßenverkehrsordnung (VwV-StVO) im Dezember 2024. 
Nun ist es dringend erforderlich, auch die Richtlinien für Großraum- und 
Schwertransporte (RGST) aus dem Jahr 2013 zu überarbeiten. Dieses zent-
rale Regelwerk definiert die Vorgaben für die Antragstellung, Antragsprü-
fung und die Gestaltung der Genehmigungsbescheide und muss an die ak-
tuellen Herausforderungen angepasst werden. 

Eine Zusammenfassung von Genehmigungsanträgen (Clusterung) für Zug-
fahrzeuge, die aktuell individuell genehmigt werden müssen, sowie eine 
Einführung von Toleranzwerten bei Abweichung bzw. Unterschreitung der 
genehmigten Maße sind dafür unabdingbar. Dies fordert die Verbändeiniti-
ative Großraum- und Schwertransporte (VI GST), der der BWE angehört, 
bereits seit langem.14 Darüber hinaus braucht es ein durchgehend digitales 
Genehmigungsverfahren, eine personelle Verstärkung der zuständigen Be-
hörden sowie verständlich formulierte GST-Bescheide. Diese Maßnahmen 
würden die Abläufe erheblich vereinfachen. 

Die Umsetzungsvorschläge vom Bundesverband Schwertransporte und 
Kranarbeiten15 bieten bereits eine gute Leitlinie, um die Probleme der feh-
lenden Verkehrsinfrastruktur und die Hürden bei Genehmigungsprozessen 
in Angriff zu nehmen. Kern muss es sein, bundeseinheitliche Genehmi-
gungsverfahren mit der Einbindung der Autobahn GmbH und aller betroffe-
nen Behörden digital zu ermöglichen. Auch eine ausgeweitete Nutzung der 

 

13 https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/pakt-fuer-beschleunigung-2246290  
14 https://www.bsk-ffm.de/initiativen/vi-gst.html 
15 aaO 
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Ausnahmegenehmigung nach § 46 Absatz 1 Nummer 2 StVO beinhaltet ein 
erhebliches Verbesserungspotential. 

Betroffene Regelungen RGST und StVO 

4.4 Pachtbegrenzungsmodell mit Augenmaß einführen 

Aussage im KoaV  „Die zulässige Höhe der Flächenpachten für im EEG geförderte Anlagen 
werden wir begrenzen.“ (Rn. 1045) 

Bewertung Positiv ist, dass das Thema Pachtbegrenzung für im EEG geförderte Anlagen 
im Koalitionsvertrag ausdrücklich erwähnt wird.  

Mit der Entscheidung des Bundesgesetzgebers, den Bau von Windenergie-
anlagen über das WindBG auf bestimmte Flächen zu begrenzen, ist die Kon-
kurrenzsituation der Flächen noch einmal verschärft worden. Folgerichtig 
sieht die Bundesregierung sich nun ermutigt, eine angemessene und die 
Bedürfnisse der Landeigentümer*innen genauso berücksichtigende Be-
grenzung der Pacht ins Spiel zu bringen, mit dem richtigen Ziel, die Kosten 
der Energiewende und die Kosten der Stromendkund*innen entsprechend 
zu begrenzen. 

Umsetzungsvorschlag  Wichtig bei der Umsetzung eines Pachtbegrenzungsmodells sind die An-
knüpfung an die Ausschreibung und der richtige Kontrollmechanismus. Der 
BWE bevorzugt hierbei ein Modell mit Zuschlagsverlust bei Verstoß gegen 
die Referenzpacht. 

Betroffenes Gesetz EEG  

4.5 Bürgerenergie mit dem aktuellen Stand der Technik ermöglichen 

Aussage im KoaV „Wir wollen die Energiewende transparent, planbar und pragmatisch zum 
Erfolg machen. Bei der Energiewende machen wir Wirtschaft und Verbrau-
cher stärker zu Mitgestaltern (unter anderem durch Entbürokratisierung, 
Mieterstrom, Bürgerenergie und Energy Sharing).“ (Rn. 934–936) 

 
„Auch werden wir Bürgerstrom rechtlich erleichtern und die physikalische 
Direktversorgung von Unternehmen ausweiten.“ (Rn. 1037) 

Bewertung Der BWE begrüßt, dass die Bundesregierung die direkte Beteiligung von 
Bürger*innen fördern will.  

Bürgerenergie im EEG  

Umsetzungsvorschlag  Damit dies gelingt, muss § 22 Absatz 2 Satz 3 EEG angepasst und die Be-
schränkung auf 18 MW gestrichen werden. Sie entspricht nicht dem 
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Stand der Technik. Um mit dem rasanten technologischen Fortschritt 
Schritt zu halten, empfehlen wir stattdessen eine Begrenzung auf 6 Anla-
gen. Für die Hintergründe vgl. BWE Stellungnahme zum Clean Industrial 
Deal State Aid Framework. 

Betroffene Regelung § 22 Absatz 2 EEG 

Prospektpflicht  

Umsetzungsvorschlag  Um den Ausbau von Bürgerenergieprojekten zu beschleunigen und büro-
kratische Hürden zu verringern, schlägt der BWE außerdem gezielte Anpas-
sungen im Vermögensanlagengesetz (VermAnlG) vor: die Anpassung der fi-
nanziellen Grenzen für den Verkauf von Vermögensanlagen, die Anhebung 
der Schwarmfinanzierungsgrenze und die Schaffung eines neuen § 2e 
VermAnlG, der speziell Bürgerenergiegesellschaften gemäß § 3 Nr. 15 EEG 
Erleichterungen bietet.  

Für die konkrete Ausgestaltung des Gesetzes verweisen wir auf unsere Stel-
lungnahme zum Zukunftsfinanzierungsgesetz II mit einem Initiativvorschlag 
zur Anpassung des Vermögensanlagengesetzes. 

Betroffenes Gesetz  VermAnlG 

4.6 Dezentralen und bürgernahen Energiewende mit Energy Sharing stärken 

Aussage im KoaV „Wir wollen die Energiewende transparent, planbar und pragmatisch zum 
Erfolg machen. Bei der Energiewende machen wir Wirtschaft und Verbrau-
cher stärker zu Mitgestaltern (unter anderem durch Entbürokratisierung, 
Mieterstrom, Bürgerenergie und Energy Sharing).“ (Rn. 934–936) 
„Auch werden wir Bürgerstrom rechtlich erleichtern und die physikalische 
Direktversorgung von Unternehmen ausweiten.“ (Rn. 1037) 

Bewertung Positiv ist, dass das Thema Energy Sharing im Koalitionsvertrag ausdrücklich 
erwähnt wird, da es einen wichtigen Schritt in Richtung einer dezentralen 
und bürgernahen Energiewende darstellt. Energy Sharing ermöglicht es 
Verbraucher*innen, ihren überschüssigen Strom mit anderen zu teilen, was 
nicht nur die lokale Energiewende fördert, sondern auch zu einer flexible-
ren und nachhaltigeren Nutzung Erneuerbarer Energien führt. 

Umsetzungsvorschlag Im Referentenentwurf der EnWG-/EEG-Novelle vom Oktober 2024 waren 
Regelungen zum Energy Sharing vorhanden. Allerdings zielten diese allein 
auf Photovoltaik ab, nicht auf die Windenergie. Eine Energy-Sharing-Rege-
lung für Wind-Onshore-Projekten muss folgende Kriterien erfüllen: 

• Förderung der Teilnahme: Breite Beteiligung von Bürgerenergie-
gesellschaften, Unternehmen und Letztverbrauchern. Keine künst-
liche Ausgrenzung großer Akteure, um Effizienz und Skalierung zu 
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ermöglichen. 
• Rechtssicherheit und Transparenz: Klare Anforderungen an 

Verträge (z. B. Nutzung, Preise, Verfügbarkeit). Ergänzende Strom-
lieferungen klar geregelt. 

• Räumliche Nähe: Nutzung für Verbraucher im Umkreis von 25 km. 
• Kostenentlastung und Förderung: Energy-Sharing-Prämie für 

direkt verbrauchten Strom. 
• Bürokratieabbau für Kleinstprojekte: Ausnahmen für kleine 

Anlagen (unter 30 bzw. 100 kW) 
• Lokale Vorteile: Entlastung der Verteilnetze und Senkung der 

Stromkosten für lokale Verbraucher. Förderung regionaler 
Zusammenarbeit und Akzeptanz. 

Betroffenes Gesetz § 42c Absatz 1–6 (NEU) EnWG 

4.7 Bestandsschutz für Ersatzeinrichtungen (Repowering) wirklich realisieren 

Aussage im KoaV 

 

„Wir werden unter anderem die Einrichtung von Expertenpools, die Auswei-
tung der Zustimmungsfiktion und den erweiterten Bestandsschutz für Er-
satzeinrichtungen prüfen.“ (Rn. 974–976) 

Bewertung Der BWE begrüßt die KoaV angekündigte Einrichtung von Expertenpools, 
denn eine Konzentration von Expertise im Genehmigungsverfahren von 
behördlicher Seite kann zu weiterer Beschleunigung der Verfahren füh-
ren.16 

Insbesondere befürworten wir die Prüfung des erweiterten Bestandsschut-
zes für Ersatzeinrichtungen und machen erneut auf die zentrale Rolle des 
sog. Repowerings, des Austauschs der Bestandsanlagen mit neuen, leis-
tungsstärkeren Windenergieanlagen, aufmerksam. Mit Blick auf die EE-
Ausbauziele können wir es uns auf keinen Fall leisten, die Bestandsflächen 
zu verlieren. Die UBA-Studie17 hat eindrücklich mit Zahlen belegt, dass die 
bestehenden und künftigen Pläne für Windenergiegebiete zum Erreichen 
der Zubauziele nicht ausreichen und daher insbesondere für Repowering-
Flächen außerhalb der Gebiete bebaubar sein müssen.  

Die Regelung, die das derzeit ermöglichen soll (§ 245a Absatz 3 BauGB), 
entfaltet bisher allerdings nicht die gewünschte Wirkung und ist daher an-
zupassen. Die in § 245e auch enthaltene Ausnahmeregelung, laut der die 
Grundzüge der vorhandenen Raumordnungs- oder Flächennutzungspla-

 

16 vgl. bereits BWE (2021): Aktionsplan für die 20. Legislatur, S. 17 – LINK. 
17 UBA (2023): Flächenverfügbarkeit und Flächenbedarfe für den Ausbau der Windenergie an Land, S. 121. – LINK. 
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nung durch das Repowering nicht betroffen sein dürfen, damit die Erleich-
terungen gelten, wird bisher extensiv ausgelegt und den Vorhaben oftmals 
entgegengehalten.18 

Zudem schränkt der Verweis auf die alte Fassung des BImSchG den Umfang 
des Repowerings unangemessen ein. 

Auch Länderabstandsklauseln, veraltete Baufenster und Höhenbegrenzun-
gen verhindern Repowering regelmäßig. 

Umsetzungsvorschlag  

 

In Anpassung von § 245e Absatz 3 BauGB, sollte die Ausnahmeregelung in 
Bezug auf die Erleichterung gestrichen werden, sodass die sog. Ausschluss-
wirkungen von Plänen dem Repowering nicht entgegengehalten werden 
können. Auch die in § 254e enthaltene Regelvermutung („in der Regel“) ist 
zu streichen, sodass kein Spielraum in Bezug auf das Greifen der Erleichte-
rungen verbleibt. Zur näheren Begründung der Anpassungen siehe BWE-
Papier BWE (2023): Positionspapier zur BauGB-Novelle, S. 28 f. – LINK, zu-

letzt in BWE (2024): Stellungnahme zur BauGB-Novelle, S. 9 – LINK. 

Zur näheren Begründung und dem konkreten Gesetzesänderungsvorschlag 
zur Anpassung des veralteten Verweises im BImSchG in § 249 Absatz 3 
BauGB siehe BWE-Papier BWE (2023): Positionspapier zur BauGB-Novelle, 
S. 29 f., zuletzt in BWE (2024): Stellungnahme zur BauGB-Novelle, S. 9. 

Zur näheren Begründung und dem konkreten Gesetzesänderungsvorschlag 
zur Aussetzung von Länderabstandsklauseln, alten Baufenstern und Höhen-
begrenzungen zumindest für das Repowering siehe ebd. (Positionspapier) 
S. 30 f. und ebd. (Stellungnahme) S. 13 f. 

Betroffene Regelungen §§ 245e und 249 BauGB 

4.8 Entbürokratisierung und Inhalte des Paktes Planungs- und Genehmi-
gungsbeschleunigung verwirklichen 

Aussage im KoaV „Entscheidend für den Erfolg der Energiewende sind Entbürokratisierung so-
wie schnellere und bessere Planungs- und Genehmigungsverfahren. Dazu 
führen wir den Bund-Länder-Prozess zur Umsetzung des Pakts für  
Planungs-, Umsetzungs- und Genehmigungsbeschleunigung entschlossen 
fort, entwickeln ihn weiter (...).“ (Rn. 970–974) 

Bewertung Wir bewerten es positiv, dass im Koalitionsvertrag die Punkte zum Bürokra-
tieabbau (z. B. Rn. 34–37, 337f., 1348f., insb. 1405 ff. etc.), zur Optimierung 

 

18 Aufgrund uneinheitlicher Praxis der Anwendung der Ausnahmeregelung war eine Streichung bereits in Artikel 4 
des Gesetzentwurfs zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2023/2413 in den Bereichen Windenergie an Land und 
Solarenergie sowie für Energiespeicheranlagen am selben Standort enthalten und sollte schnellstmöglich wieder 
eingebracht werden, S. 15 – LINK. 
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der Planungs- und Genehmigungsverfahren und der Abbau dortiger 
Hemmnisse (z. B. 2110 ff.) festgehalten sind. 

Zu den Vorhaben des Pakts, die auch im KoaV enthalten sind, siehe die Ab-
schnitte 7 (Repowering), 9 (RED III), 10 (Schwerlasttransporte) dieses Pa-
piers.  

Genehmigungsbeschleunigung im Bereich Luftverkehr 

Umsetzungsvorschlag  

 

Der BWE schlägt zur Umsetzung des Bürokratieabbaus im Pakt eine Ergän-
zung im Bundesimmissionsschutzgesetz vor. Mit der Novelle von Juni 2024 
wurde das Änderungsgenehmigungsverfahren vereinfacht: Windenergie-
anlagen dürfen nun bis zu 20 Meter höher und um bis zu 8 Meter verscho-
ben werden, ohne die Luftfahrtbehörde einbeziehen zu müssen. Bei Ände-
rungsanträgen sind nur Standsicherheit, Geräusch- und Turbulenzeffekte 
zu prüfen. Allerdings reduzieren Luftfahrtbehörden wie Bundeswehr und 
DFS die zulässige Bauhöhe pauschal um 20 Meter wegen potenzieller Be-
troffenheit einer Radarführungsmindesthöhe (MRVA), was häufig zu Ableh-
nungen der Anträge führt. 

Der BWE regt die Anpassung des § 16b Absatz 7 Satz 3 BImSchG an. Die 
ausformulierte Forderung inklusive konkretem Gesetzesvorschlag findet 
sich im BWE-Positionspapier: Luftverkehrsrechtliche Zustimmung i.R.d. 
vereinfachten Typenwechsels.  

Betroffene Normen § 16b Absatz 7 BImSchG 

Genehmigungsbeschleunigung und weiterer Standardisierung des Artenschutzrechts 

Umsetzungsvorschlag  Der BWE begrüßt das Vorhaben der Koalition zu schnelleren Genehmi-
gungsverfahren und die im Pakt in den Rn. 216–224 und 232–237 geschrie-
bene weitere Standardisierung der Genehmigungsverfahren, insbesondere 
die Ausweitung einheitlicher Standards beim artenschutzrechtlichen Tö-
tungsverbot auf zusätzliche Bereiche und Arten. 

Das Vorhaben weiterer Standardisierung der Verfahren auch im Arten-
schutzrecht erachtet der BWE als besonders wichtig, denn die Artenschutz-
prüfung stellt nach wie vor eine erhebliche Herausforderung dar, wird un-
einheitlich gehandhabt und führt weiterhin zu erheblichen Verzögerungen 
in den Genehmigungsverfahren.19 Daher regt der BWE an dieser Stelle an, 
die entsprechenden Regelungen des Bundesnaturschutzgesetzes 
(BNatSchG) nun zügig anzupassen und insbesondere: 

• die Probabilistik als Instrument der Signifikanzbewertung 
einzuführen20  

 

19 Wenngleich innerhalb von Windenergiegebieten bis zum 30. Juni 2025 noch die artenschutzrechtlichen Erleich-
terungen nach § 6 WindBG greifen. Es bedarf einer Verstetigung dieser Erleichterungen durch die zügige Umset-
zung der RED III, siehe Punkt 1 (LINK), und die angeführte weitere Standardisierung. 
20 Näheres ist in BWE (2024): Stellungnahme zur Änderung des BNatSchG im Hochwasserschutzgesetz III, S. 7 – 
LINK. 
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• die Schutzmaßnahmen nach Anlage 1 Abschnitt 2 zu § 45b 
BNatSchG zu optimieren21  

• das Störungs- und Zerstörungsverbot sowie den Umgang mit 
Fledermäusen zu standardisieren22  

• Konkretisierung der Vergleichsbetrachtung beim Repowering 
vorzunehmen23 

• klarzustellen, dass nur C-Nachweise (sicheres 
Brüten/Brutnachweis) gemäß EOAC-Kriterien zu berücksichtigen 
sind24 

• den Umgang mit Rast- und Zugvögeln sowie deren Rast- und 
Brutplätzen bundeseinheitlich vorzugeben25 

Betroffene Normen BNatSchG, insb. §§ 44 Absatz 1 Nummer 2 und 3, 45b Absatz 3 Nr. 1, 45c 
und Anlage 1 Abschnitt 2 des BNatSchG 

Novellierung des BauGB  

Bewertung Der BWE begrüßt das Vorhaben der Koalition zur Umsetzung des Pakts und 
der darin angekündigten Novellierung des BauGB (Rn. 438–448). Damit sol-
len weitere Beschleunigungsmaßnahmen im Bauplanungsrecht umgesetzt 
werden. Durch das vorzeitige Ende der Bundesregierung und ihrer parla-
mentarischen Mehrheit ist die am 04. September 2024 vom Bundeskabi-
nett beschlossene Novelle des BauGB und damit auch die Bestrebung, be-
stehende bauplanungsrechtliche Hemmnisse zu beseitigen, zum Erliegen 
gekommen. 

Der BWE erachtet es als enorm wichtig, die Bestrebungen bzgl. der Novel-
lierung des BauGB erneut aufzunehmen. Neben den Hemmnissen beim 
Repowering (vgl. Punkt 7) sollten insb. folgende Änderungen vorgenom-
men werden: 

• die dem Windenergieausbau behindernde 
Plansicherungsinstrumente der §§ 14, 15 BauGB und § 12 ROG 
aussetzen und neue streichen26  

• die jahrelangen Blockaden der Regionalplanung durch die 
Aussetzung entgegenstehender Bauleitplanung lösen27 

• Planungssicherheit für Antragstellerinnen für den Zeitraum vor 

 

21 Konkrete Gesetzesänderungsvorschläge in BWE (2023): Ergänzungen und Korrekturen im BNatSchG für den 
beschleunigten Ausbau der Windenergie, S. 1319 – LINK. 
22 Näheres ebd. S. 7–9 und in BWE (2023): Praxisvorschläge zum Umgang mit Fledermäusen bei Windenergievor-
haben – LINK. 
23 Konkrete Gesetzesänderungsvorschläge in BWE (2023): Ergänzungen und Korrekturen im BNatSchG für den 
beschleunigten Ausbau der Windenergie, S. 12 f. – LINK. 
24 Ebd. S. 20 f. 
25 Ebd. S. 23. 
26 BWE (2023): Positionspapier zur BauGB-Novelle, S: 17 ff. – LINK, zuletzt auch in BWE (2024): Stellungnahme zur 
BauGB-Novelle, S. 7 – LINK. 
27 Ebd. (Positionspapier) S. 19 f., ebd. (Stellungnahme) S. 6. 
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bzw. ohne Entprivilegierung: Genehmigungsanträge, die aufgrund 
bestehenden Baurechts gestellt werden, sollen nicht durch eine 
später eintretende Entprivilegierung gemäß § 249 Absatz 2 BauGB 
unzulässig werden; anderenfalls würde auch die Rechtsfolge bei 
Zielverfehlung – Wiederaufleben der Privilegierung – nicht die 
notwendige und intendierte Wirkung entfalten28 

Die konkreten Änderungsvorschläge finden sich im BWE-Positionspapier 
zur BauGB-Novelle. Im Einzelnen wird auf die entsprechenden BWE-
Papiere in den Fußnoten verwiesen. 

Betroffene Normen §§ 1 Absatz 4, 14, 15, 17, 245e Absatz 2, 249 BauGB und § 12 ROG 

4.9 Naturschutzrechtlichen Ausgleich überarbeiten 

Aussage im KoaV „Bei Maßnahmen zum Klima- und Umweltschutz sowie zur Klimaanpas-
sung wollen wir die Notwendigkeit des naturschutzrechtlichen Ausgleichs 
reduzieren.“ (Rn. 1247–1249) 

Bewertung Prinzipiell ist das Ansinnen zu begrüßen, Genehmigungsverfahren auch an 
dieser Stelle zu beschleunigen. In Bezug auf die Eingriffsregelung, nach wel-
cher unvermeidbare Beeinträchtigungen in Natur und Landschaft auszu-
gleichen sind, sollte eine Anpassung und Reduzierung des naturschutz-
rechtlichen Ausgleichs mit Augenmaß betrieben werden.  

Umsetzungsvorschlag Die Bilanzierung des Eingriffs ist bundesweit uneinheitlich geregelt und ge-
staltet sich häufig als zeitaufwendig und kompliziert. In vielen Genehmigun-
gen ist das Ersatzgeld sehr hoch und hat daher bereits eine wirtschaftliche 
Bedeutung. Eine einheitliche Handhabung der Berechnung und die Decke-
lung der Ersatzgelder kann die Verfahren beschleunigen und für mehr Pla-
nungssicherheit sorgen. U. a. die Anerkennung produktionsintegrierter 
Kompensationsmaßnahmen und insbesondere die multifunktionale Anre-
chenbarkeit von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf verschiedene 
Schutzgüter müssen dabei gewährleistet und ihre Umsetzung erleichtert 
werden. So sollten z. B. Maßnahmen zur Aufwertung des Naturhaushaltes 
(bspw. eine Renaturierung eines Gewässers) auch für das Landschaftsbild 
im Sinne der Erlebbarkeit der Natur, ihrer Schönheit und ihres Erholungs-
werts anrechenbar sein. Hierfür sind klarstellende Vorgaben zu Umfang 
und Ausgestaltung nötig. Auch die im Rahmen der Realkompensation ange-
stellten Anforderungen an den Nachweis der Bemühungen um Ausgleichs-
flächen werden uneinheitlich gehandhabt und führen oftmals zu Verzöge-
rungen. Der ermittelte Eingriff sollte wahlweise über Maßnahmen oder 
über eine Zahlung ausgeglichen bzw. ersetzt werden können. Auch eine 

 

28 Ebd. (Positionspapier) S. 9 ff., ebd. (Stellungnahme) S. 5 f. 
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Kombination aus Maßnahmen und Zahlung sollte durch den Vorhabenträ-
ger gewählt werden können. Insbesondere dort, wo Flächen knapp sind 
oder vertragliche Einigungen für die Flächensicherung nicht möglich sind, 
kann die Wahlmöglichkeit zwischen Realkompensation und Kompensation 
in Geld Projekte ermöglichen. In jedem Fall sorgt dieses Vorgehen für mehr 
Planungssicherheit. Dort, wo genügend Fläche vorhanden ist bzw. die Vor-
habenträgerinnen es vor Ort zur Stärkung der kommunalen Partizipation 
bzw. aus Akzeptanzgründen für geboten halten, kann realkompensiert wer-
den. 

Betroffene Normen §§ 13–15 BNatSchG 
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